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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 1. März 1967 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Ascher und der Bundes- 
richter Baske, WUstenherg, Dr. Graf und von der Kühlen

für Kecht erkannt*

1. dem Kläger wird wegen Versäumung der 
Revisionsfrist Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewährt,

2. die Revision des Klägers gegen das 
Urteil des 4. Zivilsenats des Ober- 
landesgerichts in Frankfurt/Main vom 
30. März 1965 wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestands

Die Parteien, beide im Jahre 1929 geboren, haben 
am 5» Dezember 1951 in Pinsterau (Bayern) dio Ehe ge­
schlossen. Aus der Ehe sind 5 Kinder hervorgegangen, 
von denen das älteste am S H I P  1953 geboren ist. Im 
Juli 1961 verließ der Kläger seine Familie. Spätestens 
Anfang 1961 hatte er in München die Zeugin Luise U9KM
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kennengelernt, die aus der Verbindung mit ihm am
1961 ein Kind - Claudia gebar.

Der letzte eheliche Verkehr der Parteien hat nach An­
gabe der Beklagten ira Februar 1961» nach Angabe des 
Klägers ’’wesentlich früher” stattgefunden«

Der Kläger hat auf Grund des § 43 BheG Scheidungs­
klage mit der Behauptung erhoben, die Beklagte habe seit 
1958 ehebrecherische Beziehungen zu einem fremden üenn 
unterhalten. Zumindestens das jüngste Kind, der am

1961 geborene Rolf, stamme nicht von ihm ab, son­
dern sei von der Beklagten im Ehebruch empfangen worden. 
Zum Beweis für die uneheliche Kindschaft des Sohnes Rolf 
hat der Kläger Beweis angotreten durch den Antrag auf 
Einholung eines Blutgruppen- und eines erbbiologischen 
Ähnlichkeitsgutachtens.

Die Beklagte hat Klagoabweisung beantragt. Sie hat 
ehevidrige oder ehebrecherische Beziehungen zu einem an­
deren Mann bestritten und vorgetragen, daß die Angaben 
des Klägers über den Zeitpunkt des letzten ehelichen 
Verkehrs unrichtig seien. Dieser liege einige Wochon 
vor der Geburt des letzten Kindes und zwar im Februar 
1961. Der Kläger habe nooh bis Endo Juli 1961 zusammen 
mit ihr in Frankfurt a.M. gewohnt. Schon im Jahre I960 
habe sio einoii im Besitz ihres Ehemanns befindlichen 
Filmstreifen gefunden, der den Kläger zusammen mit ei­
nem fremden Mädchen gezeigt habe; ob es sich dabei um 
die Kindesmutter Luise gehandelt habe, wisse sie
nicht; jedenfalls müsse der Kläger schon damals chobrc- 
chorischo Beziehungen gehabt haben. Erst ab Ostern 1961
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3ei er nur noch unregelmäßig nach Hause gekommen. Bis 
zun 15» Juli 1961 sei er aber jedenfalls öfter als nur 
einmal im Monat noch zu Hause gewesen; in diesen Fäl­
len habe er auch noch zu Hause gewohnt und gegessen.
Da sie bald nach der Geburt des letzten Kindes durch 
weitere Fotos, Uber die er ihr jede Auskunft verwei­
gert habe, seine Beziehungen zu fremden Frauen habe 
festotellen müssen, habe sie nicht mehr mit ihm ge­
schlechtlich verkehrt.

Das Landgericht hat nach Vernehmung der Parteien 
die Klage abgewiesen. Der Kläger hat Berufung einge­
legt. Br hat seinen Antrag auf Einholung von Gutachten 
über die Abstammung dos Kindes Rolf wiederholt und fer­
ner u.a. noch vorgetragen, die Beklagte habe in dem Un­
terhaltsstreit 15 0 2212/61 vor dem Amtsgericht in Mün­
chen, der mit dem Prozeßvcrgleich vom 17. Oktober 1961 
zum Abschluß gekommen sei, der Wahrheit zuwider vorgo- 
tragen, daß sie wegen der Kinder zu einer außerhüusli- 
chen Arbeit nicht fähig sei. Daraufhin habe er sich in 
dem Vergleich zur Zahlung eines Unterhaltsbetrages von 
monatlich 365,- DM verpflichtet, obwohl er dieser Ver­
pflichtung bei seinem damaligen Monatslohn von 465?- bM 
niemals habe nachkomraen können. Bereits am 2. November 
1961, also kurz nach Abschluß des Vergleiches habe dann 
die Beklagte ihre Arbeit bei der Bundesbahn aufgenomnen. 
Ihre arglistige Täuschung gegenüber dem Gericht und ihm 
selbst stolle eine grobe Bheverfehlung dar.

Das Oberlandcsgericht hat die Berufung des Klägers 
zurückgowiesen. Mit der Revision, die das Berufung3gc-
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rieht zugelassen hat, verfolgt der Kläger sein Klage­
hegehren weiter. Die Beklagte bittet, die Revision zu­
rückzuweisen.

Bntacheidungsgründe i

Da der Kläger durch seine Armut an der rechtzeiti­
gen Einlegung der Revision verhindert war, war ihm die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, die er nach Be­
willigung des Armenrechts rechtzeitig beantragt hat, 
zu gewähren.

Der Kläger hat sein Scheidungsbegehren in erster 
Dinie auf die Behauptung gestützt, die Beklagte habe 
mit bihem fremden, ihm nicht bekannten Mann die Ehe ge­
bröchen. Das Berufungsgericht hat diese von der Beklag­
ten auch bei ihrer persönlichen Vernehmung bestrittene 
Behauptung nicht für bewiesen erachtet.

Die Revision rügt, daß das Berufungsgericht den An­
trag des Klägers, durch Einholung eines Blutgruppen- und 
Ähnlichkeitsgutachtens über die Abstammung des Sohnes 
Rolf Beweis zu erheben, nicht entsprochen hat. Durch 
Einholung eines solchen Gutachtens habe der Nachweis ge­
führt werden können, daß dieses Kind nicht vom Kläger 
abstamme, sondern im Ehebruch von einem anderen Mann er­
zeugt worden sei.



Diese Rüge ist nicht begründet. Eine im Schoidungs- 
rochtsstreit von dem Ehemann zum Nachweis des Ehebruchs 
der Frau beantragte Beweiserhebung darüber, daß ein in 
der Ehe geborenes Kind, dessen Unehelichkeit nicht 
rechtskräftig feststeht, nicht von ihm, dem Mann, or- 
zougt sei, ist, jedenfalls so lange das Kind lebt, un­
zulässig, weil mit einem solchen Beweiserbieten entge­
gen dem Verbot des § 1595 BGB die Unehelichkeit des Kin­
des geltend gemacht wird. Das hat der Senat in seinem 
BGHZ 45, 556 = PamRZ 6jS, 502 = NJW 66, 1915 veröffent­
lichten Urteil vom 4. Mai 1966 ausgesprochen. Diese Ent­
scheidung, auf deren Begründung im einzelnen hier ver­
wiesen v/Srden kann, trifft auch auf den vorliegenden 
Pall zu, da der Kläger die Ehelichkeit des Kindes Rolf 
nicht angefochten hat.

Der Senat hat die Unzulässigkeit einer Beweiserhe­
bung, wie sie hier beantragt ist, vor allem damit be­
gründet, daß sie gegen das Interesse des Kindes an der 
Unanfechtbarkeit seines Personenstandes, seiner Stellung 
in der-Familie und in der Gesellschaft sowie an der Un- 
gestörthoit seiner seelischen Entwicklung verstoße. Die­
sem Interesse, das durch das Verbot des § 1593 BGB ge­
schützt werden solle, sei, zumal es weitgehend mit dom 
öffentlichen Interesse an. der Erhaltung des Rechts- und 
Familienfriedens Zusammenfalle, gegenüber dem Interesse 
des Mannes an der erfolgreichen Durchführung seines 
Scheidung3begehrens, sofern dieses auf einen Ehebruch 
der Frau gestützt werdon könne, das größere Gewicht bei­
zumessen. Der Senat hat ferner auf die Bedenken hinge-



wiesen, die sich gegen eine derartige Beweiserhebung 
daraus ergeben, daß ihre Durchführung eine Untersu­
chung des Kindes erforderlich macht, die Pflicht, ei­
ne Dolche Untersuchung zu dulden, aber nach § 372 a 
ZPO u.a. entfällt, wenn sie dem zu Untersuchenden we­
gen der Folgen ihres Ergebnisses für ihn oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ZPO bezeichneten Ange­
hörigen nicht zugemutet werden kann. Eine solche Unzu­
mutbarkeit wird, wie der Senat ausgesprochen hat, immer 
zu bejahen sein, wenn an einem Kind körperliche Unter­
suchungen ausschließlich - also insbesondere ohne damit, 
wie im Alimenten- oder Bhelichkeitsanfechtungsprozeß, 
auch dem Interesse des Kindes oder einem öffentlichen 
Interesse zu dienen - zu dem Zweck vorgonommen werden 
sollen, um mit dem Ergebnis dieser Untersuchungen mög­
licherweise die Mutter des Ehebruchs und vielleicht so­
gar einer falschen eidlichen oucr uneidlichen Aussage 
zu überführen.

Diese Erwägungen gelten unabhängig davon, ob es 
sich bei dom vom Schoidungskläger beantragten Beweis 
um einen sogenannten AusforschungBbeweis handelt und 
ob der Kläger Tatsachen Vorbringen kann, die schon ohne 
ein Gutachten zur Abstammungsfrage für einen Ehebruch 
der beklagten Mutter sprechen können. Es ist deshalb 
ohne Bedeutung, daß der Kläger im vorliegenden Fall, 
worauf die Revision hinweist, behauptet hatte, daß er 
in der Empfängniszeit nicht mit der Beklagten ehelich 
verkehrt habo und daß das Kind ihm nicht ähnlich sei.



Der Revision kann auch nicht gefolgt werden, wenn 
sie goltend macht, das vorerwähnte Urteil des Senats 
steho im Gegensatz zu seiner BGHZ 40, 367 ff veröffent­
lichten Entscheidung. In dem dieser Entscheidung zu­
grundeliegenden Fall war auf Feststellung des Nichtbe­
stehens einer unehelichen Vaterschaft geklagt worden, 
der Streit ging also um die Frage;, ob der dortige Klä­
ger der Erzeuger des von einer ledigen Kindesmuttor ge­
borenen Kindes, also eines Kindes sei, dessen Unehelich­
keit außer Frage stand. Mit der von ihm erstrebten Fest­
stellung verfolgte der dortige Kläger den Zweck, ein ge- 
gon ihn ergangenes Urteil, durch das er zur Zahlung von 
Unterhalt an das Kind verurteilt war, zu beseitigen. Die 
das Urteil dos Senats vom 4. Mai 1966 tragenden Erwägun­
gen, insbesondere der Gesichtspunkt, daß das Kind gegen 

► eine Beeinträchtigung seines Personenstandes als eines 
ehelichen Kindes zu schlitzen sei, kamen also dort nicht 
in Betracht.

Die Revision wendet sich weiter dagegen, daß das 
Berufungsgericht in dem ihr vom Kläger vorgeworfenen 
Verhalten während des im Jahre 1961 gegen ihn geführ­
ten Unterhaltsprozesses keine schwere Eheverfehlung er­
blickt habe. Das Berufungsgericht hat dazu ausgeführts 
Der Kläger habe seiner Ehefrau im Jahre 1961 zunächst 
für sie und die fünf Kinder einen monatlichen Unterhalts­
betrag von 360,- DM gezahlt. Nach der Vorsprache der Be­
klagten bei der Dienststelle des Klägers Mitte 1961 sei 
dieser Betrag auf 400,- DM erhöht worden, wogegen auch
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der Kläger keine Einwendungen erhoben habe. Alle Be­
teiligten hätten also damals die Auszahlung von 400,- 
DM monatlich an die Beklagte als tragbar und billig 
angesehen. Der Kläger habe dann seine Stellung bei der 
Bundesbahn aufgegeben, ohne einen Grund hierfür anzu­
geben. Wenn man dann in einem Unterhaltsvergloich zu 
einor monatlichen Zahlung von 360,- DM gekommen sei, 
so könne die Beklagte sieh hierbei keiner Übervortei­
lung ihres Ehemannes schuldig gemacht haben, denn sie 
habe mit diesem Betrag finanziell kaum besser geston-

•: . * Y

den als zuvor. Es spiele daher koine Rolle, daß die 
Beklagte bald danach alo Reinemachefrau bei der Bun­
desbahn selbst noch ein lohneinkommen erzielt habe.
Sie sei rechtlich nicht verpflichtet gewesen, neben 
der Betreuung ihrer 5 Kinder auch noch selbst außer­
halb dos Hauses einer Berufsarbeit nachzugehon. Wenn 
sie das trotzdem getan habe, so sei es nicht gerecht­
fertigt, ihr lohneinkommen von den Unterhaltsansprüchen 
in Abzug zu bringen, denn damit würde man praktisch 
ihren Fleiß bestrafen.

lie Revision weist demgegenüber darauf hin, daß 
der Kläger behauptet habe, die Beklagte sei schon bei 
Abschluß des Vergleichs entschlossen gewesen, wieder 
eine Arbeit bei der Bundesbahn anzunehmon, bei der sie 
auch schon früher gearbeitet habe. Sie habe also ihn 
und das Gerioht durch das Verschweigen dieser Absicht 
getäuscht.
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Auch diese Rüge kann eine Aufhebung des Beru­
fungsurteils nicht rechtfertigen. Es kann dahinge­
stellt bleiben, ob in dem Verhalten der Beklagten, 
wie es der Kläger darstellt, unter den gegebenen Be­
ständen eine schwere Eheverfehlung zu erblicken sein 
würde; in 3©dem Pall entbehrt das darauf gestützte 
Scheidungsbegehren dos Klägers im Hinbliok auf seine 
eigenen Verfehlungen der sittlichen Rechtfertigung, 
so daß ihm nach § 43 Satz 2 EheG nicht stattgegeben 
werden kann. Der Kläger hat, wie das Berufungsgericht 
ausführt, grob gegen seine Pflicht als Ehemann verstos- 
sen, indem er seine zahlreiche Bamilie grundlos in 
Stich ließ und ehebrecherische Beziehungen zu einer 
anderen Frau aufnahm. Der Beklagten aber kann nicht 
der Vorwurf gemacht werden, daß sie sich bei ihrem 
Verhalten, wie immer es zu werten sein mag, durch 
Eigennutz und nicht durch die Sorge für ihre Kinder 
habe bestimmen lassen, die gerade durch da3 ehewidrige 
Verhalten des Klägers für sie besonders drückend ge­
worden v/ar.

Da auch im übrigen Rechtsfehler des Berufungour- 
toils nicht zu erkennen sind und auch von der Revision
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nicht gerügt werden, kann die Revision keinen Erfolg 
haben.

Die Kostenentscheidung erfolgt aus § 97 Abs. 1
EPO.

Ascher Baske Wüstenberg

Dr. Graf v.d. Mühlen
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